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Geſetz-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— — 


— Nr. 27. 


(Nr. 6743.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaberzlautender Kreis⸗Obligationen 
des Memeler Kreiſes im Betrage von 10,000 Rthlrn. II. Emiſſion. Vom 
2. Juli 1863. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Memeler Kreiſes im Regierungsbezirk 
Koͤnigsberg auf dem Kreistage vom 2. Januar 1863. beſchloſſen worden, die 
zur Vollendung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten nach Aufnahme 
einer Schuld von 50,000 Rthlrn. noch erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
ferneren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreis⸗ 
ſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons ver⸗ 
ſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenomme⸗ 
nen Betrage von 10,000 Rthlrn. ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen 
weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern ge⸗ 
funden hat, in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur 
Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 10,000 Thalern, in Buch⸗ 
ſtaben: zehntauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


13 Stuͤck A 200 Thaler = 2,600 Thaler, 
24 = 2 100 2,400 
100 = à 50 :s 2 5,000 

= 10,000 Thaler, 


Es dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtim⸗ 
menden Folgeordnung mit wenigſtens jaͤhrlich Einem Prozent des Kapitals, 
ſowie mit dem Betrage der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen 
zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Ge⸗ 
nehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 
des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu ah befugt iſt. 


Jahrgang 1863. (Nr. 5745.) Das 


Ausgegeben zu Berlin den 4. September 1863. 
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Das vorſtehende Privilegſum, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Carlsbad, den 2. Juli 1863. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Muͤhler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


für den Finanzminifter, für den Minifter für Handel ꝛc. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Obligation 
des Memeler Kreiſes I. Emiffion 
. „ 
uͤben Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des unteren N beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes 
vom 2. Januar 1863. wegen Aufnahme einer weiteren Schuld von 10,000 
Thalern, bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau des 
Memeler Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, 
Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von ..... 
Thalern Preußiſch Kurant, welche fuͤr den Kreis kontrahirt worden und mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 10,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1863. ab allmaͤlig innerhalb eines Zeitraums von 37 Jahren aus einem 
zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Prozent jährlich, 
unter Zuwachs der Zinfen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird 1 

oo 
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Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1864. ab in dem Monate 


Januar jeden Jahres. 
Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den Tilgungsfonds durch 
größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuld⸗ 
verſchreibungen zu kuͤndigen. | 

Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Ter⸗ 
mins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 
Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem 
Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Königsberg, 

ſowie in der Hartungſchen und Oſtpreußiſchen Zeitung, in dem Memeler Kreis⸗ 
blatt, Dampfboot, Anzeiger und der Buͤrgerzeitung. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
. der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
ei der Kreis-KRommunalkaſſe in Memel, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zurtichzuliefern. Fur die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts » Ordnung 
Th. I. Tit. 51. F. 120. seq. bei dem Königlichen Kreis gerichte zu Memel. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. i 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 1868. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. | 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Memel gegen Ablieferung des der alteren Zinskupons⸗ Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluste des Talons erfolgt die Aushändigung 

er neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen it. | 
(Nr. 5745.) 69* Zur 


zone 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 
% 18. 


(Stempel.) 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Memeler Kreiſe. 


provinz Preußen, Kegierungsbezirk Königsberg. 
Zins⸗ Kupon 


zur 
Kreis⸗Obligation des Memeler Kreiſes 
(II. Emiffion) 


Liten tea 3 
über Thaler zu fünf Prozent Zinſen über ..... Thaler 
ö Silbergroſchen. 

Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
r 48.. und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 
für das Halbjahr vom NR mit (in Buchſtaben) 
SER Thalern . . .... Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe 
zu Memel 

Memel, den a 1 18. 

(Stempel.) 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Memeler Kreiſe. 
l Dieſer Zinskupon ift unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 


der Faͤlligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Halbjahres ab, erhoben wird. 


(Die Namensunterfchriften der Mitglieder der Kommiſſion konnen mit 
Lettern oder Fakſimile⸗Stempeln gedruckt werden, doch muß jeder Zins kupon 
mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen werden.) 
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provinz Preußen, Regierungsbesirt Königsberg. 
Ba a SB kn 


zur 


Kreis-Obligation des Memeler Kreiſes 
(II. Emiſſion). 
Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Memeler Kreiſes II. Emiſſion 
Littr. ..... . uͤber Thaler à 5 Prozent Zinſen 


die . te Serie Zinskupons für die Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Memel. 


Memel, den «7er... 18. 
(Stempel.) 


Die ſtändiſche Kreis-Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Memeler Kreiſe. 


Anmerkung. Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion koͤnnen 
mit Lettern oder Fakſimile⸗Stempeln gedruckt werden, doch 
muß jeder Talon mit der eigen aͤndigen Namensunterſchrift 
eines Kontrolbeamten verſehen werden. Der Talon iſt zum Un⸗ 
terſchiede auf der ganzen Blattbreite unter den beiden letzten 
Zinskupons mit davon abweichenden Lettern in nachſtehender 
Art abzudrucken. 


(Nr, 5745-5746.) (Nr. 5746,) 
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(Nr. 5746.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 11. Juli 1863., betreffend die Verleihung der fiskali⸗ 
ſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis. Chauſſee 
von Enger im Kreiſe Herford, Regierungsbezirks Minden, uͤber Weſter⸗ 
enger nach der Grenze des Kreiſes Halle in der Richtung auf Werther. 


Nie Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Kreis⸗Chauſſee von Enger im Kreiſe Herford, Regierungsbezirks Minden, 
uͤber Weſterenger nach der Grenze des Kreiſes Halle in der Richtung auf 
Werther genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Herford das Gr: 
propriationsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 


ſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe 


egen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung dieſer Straße das 


echt zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 


Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 


die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 


den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. 
Auch follen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße 
zur Anwendung kommen. f 
Der gegenwaͤrtige Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Carlsbad, den 11. Juli 1803. 


Wilhelm. 
Für den Finanzminiſter: Für den Miniſter für Handel ꝛc.: 
v. Muͤhler. v. Selchow. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 


(N, 5747.) 
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(Nr. 5747.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklaͤrung, betreffend den mit der Herzoglich 
Anhalt-Bernburgiſchen Regierung vereinbarten gegenſeitigen Schutz der 
Waarenbezeichnungen gegen Mißbrauch und Verfaͤlſchung. Vom 1. 
Auguſt 1863. 


Gaz dem $. 269. des Preußiſchen Strafgeſetzbuches vom 14. April 1851. 
ſollen die dort zum Schutze der Waarenbezeichnungen feſtgeſetzten Strafen auch 
dann eintreten, wenn die mit Strafe bedrohte Handlung gegen die Angehori⸗ 
gen eines fremden Staats gerichtet iſt, in welchem nach publizirten Vertraͤgen 
oder Geſetzen die Gegenſeiligkeit verbuͤrgt iſtt 

Nachdem nunmehr die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Anhalt⸗ 
Bernburgiſche Regierung unter ſich übereingefommen find, gegenſeitig ihre beider⸗ 
ſeitigen Unterthanen in dem geſetzlichen Schutze der Waarenbezeichnungen ein⸗ 
ander gleichzuſtellen und zu behandeln, ſo wird hierdurch Seitens des unter⸗ 
zeichneten Königlich Preußiſchen Praͤſidenten des Staatsminiſteriums, Miniſters 
der auswärtigen Angelegenheiten noch beſonders und ausdruͤcklich erflärt, daß 
die Beſtimmungen des H. 269. des erwähnten Strafgeſetzbuches auch zum Schutze 
der Herzoglich Anhalt-Bernburgiſchen Unterthanen in der geſammten Königlich 
Preußiſchen Monarchie bis auf Weiteres Anwendung finden ſollen. 

Hieruͤber iſt Koͤniglich Preußiſcher Seits die gegenwaͤrtige Miniſterial⸗ 
Erklaͤrung ausgefertigt und ſolche mit dem Koͤniglichen Inſiegel verſehen worden. 

Berlin, den 1. Auguſt 1863. 


Der Königlich Preußiſche Präſident des Staatsminiſteriums 
und Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: | 
(L. S.) v. Thile, 


e Erklaͤrung wird, nachdem ſie gegen eine entſprechende Erklaͤrung 
der Herzoglich Anhalt⸗Bernburgiſchen Regierung ausgewechſelt worden, hiermit 
zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 1. Auguſt 1863. 


Der Präſident des Staatsminiſteriums, Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
v. Thile. 


(Nr, 57475748.) (Nr. 5748.) 


eu — 


(Fr. 5748.) Allerhöchfter Erlaß vom 5. Auguſt 1863., betreffend die Genehmigung des 
revidirten Reglements für die Feuerſozietaͤt des Preußiſchen Mark⸗ 
grafthums Ober⸗Lauſitz. 


Au den Bericht vom 23. Juli d. J. will Ich dem zuruͤckfolgenden revi⸗ 
dirten Reglement für die Feuerſozietaͤt des Preußiſchen Markgrafthums Ober: 
7 Lauſitz, welches an Stelle des Reglements vom 26. Juli 1854. (Geſetz⸗Samml. 
5 S. 426. ff.) tritt, hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 


Gegenwaͤrtiger Erlaß und feine Anlage find durch die Geſetz- Sammlung 
zu publiziren. 


Bad Gaſtein, den 5. Auguſt 1863. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter des Innern. 


Revidirtes Reglement 
fuͤr die 


Feuer⸗Sozietät des Preußiſchen Markgrafthums Ober⸗Lauſitz. 


H. 1. 
) Allgemeine Die Feuerſozietaͤt umfaßt das Markgrafthum Oberlauſitz, Preußiſchen 
Beftimmungen. Antheils, in den Grenzen feines Kommunalverbandes und ſteht unter der Ver⸗ 
waltung der Kommunalſtaͤnde dieſes Landestheils. Der Zweck der Sozietät iſt 
die gegenſeitige Verſicherung der in dieſelbe aufgenommenen Gebaͤude gegen 
Feuersgefahr. 
§. 2. 


Die Sozietät verſichert nur Gebäude innerhalb der Preußiſchen Ober— 
Lauſitz. 8 
ie 


Die Verſicherung von Pertinenzſtücken der bei der Sozietät, verſicherten 

Gebaͤude, welche als integrirende Theile derſelben zu betrachten ſind, ſowie die 

r von Zaͤunen und Bewehrungen hängt von dem Ermeſſen der 
irektion ab. 


§. 3. 


Unbedingt ausgeſchloſſen von der Verſicherung ſind Pulvermuͤhlen und 2) Aufnahme 
ulvermagazine. Außerdem iſt die Direktion ermaͤchtigt, Gebaͤude, in denen fihigkeit der 

ſehr bedeutende Feuerungsanlagen vorhanden find, oder mehr oder weniger Prime. 
feuergefährliche Gewerbe oder Geſchaͤfte getrieben werden, insbeſondere aber 
Schwefelraffinerien, Theeroͤfen und Rußhuͤtten, Brau- und Brennereien mit 
hölzernen Darren, Theatergebaͤude, Glas⸗ und Schmelzhuͤtten, Eiſen⸗ und 
Kupferhaͤmmer, Metallgießereien, Anſtalten zur Fabrikation von Cichorien, 
Terpentin⸗, Gas-, Phosphor-, Firniß⸗, Soda⸗, Blauſäure-, Aether⸗, Holzſaͤure⸗, 
Knallſilber-, Knallgold⸗, Vitriol-, Salmiak⸗ und aͤhnliche Fabriken, Spinnereien 
in Flachs, Hanf, Schaaf- und Baumwolle, Pottaſchebrennereien, Papiermuͤhlen, 
worin das Papier durch Oefen und Kanäle getrocknet wird, und Gebaͤude, worin 
ſich Dampfmaſchinen befinden, desgleichen ſolche Gebaͤude, welche nach dem 
Ermeſſen der Direktion den vorſtehend aufgefuͤhrten hinſichtlich der Feuersgefahr 
gleichſtehen, entweder von der Verſicherung ganz auszuſchließen, oder gegen einen 
Beitragsſatz, uͤber welchen die Direktion mit den Beſitzern uͤbereinkommt, unter 
dem Vorbehalte aufzunehmen, daß der Direktion von Jahr zu Jahr freiſteht, 
ein ſolches Vertragsverhaͤltniß drei Monate vor Ablauf des Jahres aufzukuͤn⸗ 
digen. Die Vereinbarung kann nach Umſtaͤnden von der Direktion auch inner⸗ 
halb der uͤblichen Klaſſenſaͤtze ($. 13.) getroffen werden. i 

Auch auf ſonſtige Gebäude, welche ein Zubehör der vorſtehend bezeichne⸗ 
ten Fabriken, Anſtalten und Anlagen ſind, oder doch in deren Naͤhe liegen, 
finden die obigen Beſtimmungen gleichfalls Anwendung. 

Nicht minder iſt die Direktion befugt, Verſicherungsantraͤge abzulehnen, 
ſowie bereits beſtehende Verſicherungen zu loͤſchen: 


a) wenn ein Gebäude durch feuerpolizeiwidrige Einrichtungen, durch bau⸗ 
lichen Verfall, ſchlechte Feuerungsanlagen oder ſonſtige Urſachen einen 
außerordentlichen Grad von Feuersgefahr darbietet; 


b) wenn der betreffende Beſitzer erweislich ſelbſt mit Feuer und Licht fahr⸗ 
laͤſſig umgeht, oder die in dieſer Beziehung ihm als Hausherrn oblie⸗ 
gende Aufficht über Andere groͤblich vernachlaͤſſigt, oder man ſich bei 
demſelben nach dem Ermeſſen der Direktion einer abſichtlichen Brand⸗ 
ſtiftung verſehen kann. 

Die Loͤſchung tritt, wenn die Direktion nicht einen ſpaͤteren Termin be⸗ 
ſümmt, ſechs Wochen nach dem Tage der betreffenden Verfügung in Kraft. 
Dem unbemittelten Eigenthuͤmer eines bei der Sozietät verſicherten, von 
derſelben aber wegen baulichen Verfalls eigentlich auszuſchließenden Gebaͤudes 
darf zu deſſen Wiederherſtellung von der Direktion eine Unterſtuͤtzung aus dem 
Jahrgang 1863. (Nr. 5748) 70 Thei⸗ 
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Theile des Reſervefonds bewilligt werden, welchen zu ſolchen Verwendungen 
nach Umſtaͤnden zu beſtimmen, dem Kommunallandtage vorbehalten bleibt. 


H. 4. 


Kein Gebäude darf gleichzeitig bei dieſer Feuerſozietaͤt und bei einer an 
deren Anſtalt verſichert werden. 

Iſt ein Gebäude dieſer Beſtimmung entgegen noch anderswo verſichert 
worden, ſo wird daſſelbe in dem Kataſter geloͤſcht, und der Eigenthuͤmer hat 
überdies eine an die Sozietaͤtskaſſe zu zahlende Konventionalftrafe in der Hoͤhe 
des ſechſten Theiles der ganzen Summe, mit welcher er bei der Feuerſozietaͤt 
verſichert iſt, verwirkt. 

Wird die mehrfache Verſicherung erſt nach ſtattgehabtem Brande entdeckt, 
ſo geht der Eigenthuͤmer, anſtatt jener Strafe, der ihm ſonſt aus der Sozietäts— 
kaſſe zukommenden Brandverguͤtigung verluſtig, ohne daß gleichwohl feine Ver: 
bindlichkeit zur Entrichtung der Feuerkaſſenbeitraͤge bis zum Ablaufe des Halb— 
jahres, in welchem der Brand ſtattfindet, eine Abaͤnderung erleidet. 

Es iſt unzulaͤſſig, von den in einem und demſelben Gemeinde- oder Guts— 
bezirke befindlichen Gebaͤuden eines und deſſelben Beſitzers nur einen Theil bei 
dieſer Sozietaͤt zu verſichern. Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn die anderen 
Gebäude zu den nach $. 3. nicht unbedingt aufnahmefaͤhigen gehören. Ferner 
kann die Direktion eine Ausnahme geſtatten bei dem Uebergange ſolcher Ge⸗ 
baͤude in die Sozietaͤt, welche bisher bei einer anderen Anſtalt verſichert waren. 


H. 5. 


3) Pflicht zur Jeder Hypothekenglaͤubiger, fuͤr deſſen Forderung ein verſichertes Gebaͤude 

Verſicerung verhaftet iſt, kann fein Hypothekenrecht im Feuerſozietaͤtskataſter vermerken laſſen, 

wegen Sppother wofern er ſich ſolches ausbedungen hat, oder des Schuldners ausdruͤckliche Eins 
75 willigung dazu beibringt. 

Die geſchehene Eintragung wird auf dem Schuld⸗Dokumente beſcheinigt. 

Ein ſolcher Vermerk hat die Wirkung, daß, wenn nicht die Loͤſchung der Hy: 

pothek nachgewieſen, oder die ſchriftliche Einwilligung des Glaͤubigers unter 

Beiſchluß des Dokuments beigebracht wird, für ein ſolches verpfaͤndetes Ge: 

baͤude weder der Austritt aus der Feuerfozietät, noch die Herabſetzung der Ver⸗ 

ſicherung unter die bedungene Summe (außer im Falle der nothwendigen Her: 

abſetzung $. 11.) zulaͤſſig iſt. Von der nothwendigen Herabſetzung der Der 

ſicherung wird aber, ſowie von der etwaigen gaͤnzlichen Ausſchließung ($$. 3. 

und 19.) des betreffenden Gebaͤudes von der Sozietaͤt, den im Kataſter ver⸗ 

merkten Hypothekenglaͤubigern von der Direktion durch die Poſt Kenntniß ge 

geben, und zwar in dem Falle der bevorſtehenden Ausſchließung wegen ruͤck⸗ 

ſtaͤndig gebliebener Beitraͤge (§. 19.) mit dem gleichzeitigen Anheimſtellen, binnen 

vier Wochen — als wie lange die Verſicherung des ihnen verpfaͤndeten Ges 

baͤudes noch aufrecht erhalten wird — die Beiträge für den Schuldner zu be 

richtigen. N 

Im Falle des Brandes eines ſolchen Gebaͤudes hat der Glaͤubiger u 

a 
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das Recht zu verlangen, daß die Brandverguͤtigung, den Vorſchriften dieſes 
Statuts gemäß, zum Bau verwendet wird. 

Die Brandverguͤtigung, deren der Verſicherte nach den HH. 4. 29. 34. 
coll. 37. des Reglements ganz, beziehungsweiſe zur Hälfte verluſtig geworden, 
iſt die Sozietät dennoch verpflichtet, den Hypothekengläubigern, mögen ihre 
Forderungen im Kataſter vermerkt ſein oder nicht, ſoweit zu ewaͤhren, als ſie 
aus dem Pfandgrundſtuͤcke, oder, wenn ihnen zugleich ein perſoͤnliches Recht ge⸗ 
gen den Eigenthuͤmer dieſes Grundſtuͤcks zuſteht, auch aus deſſen ſonſtigem Ver⸗ 
moͤgen wegen ihrer Hypothekenforderung nicht zur Hebung gelangt find. 

Die Zahlung erfolgt nach der den Glaͤubigern zustehenden Prioritaͤt, oder, 
wenn die Direktion ſich mit deren Pruͤfung nicht befaſſen will, zum Depoſitum 
des Gerichts der belegenen Sache. Zinſen von der Brandentſchaͤdigung zu 
zahlen, iſt die Sozietaͤt aber nicht gehalten. 

Die Rentenpflichtigkeit aller bei der Sozietaͤt zur Verſicherung kommenden 
baͤuerlichen Stellen, welche die Koͤnigliche Rentenbank der Sozietaͤt als renten⸗ 
pflichtig bezeichnet, wird auch ohne ausdruͤckliche Einwilligung der Stellenbeſitzer 
mit 79 in dieſem Paragraphen ausgeſprochenen Wirkungen im Kataſter ver⸗ 
merkt. 


§. 6. 


Der Eintritt in die Sozietät, ſowie zulaͤſſige Erhoͤhungen der Verſiche⸗ 4) Zeit des 
rungsſummen finden regelmaͤßig jährlich zweimal, nämlich mit dem Tagesbeginn Ein- und Aus 
des erſten Januar und des erſten Juli jeden Jahres ſtatt ($. 42.) tritts. 

Doch kann Beides auch zu jeder anderen Zeit auf ausdruͤcklichen An⸗ 
trag geſchehen, und werden dann die Beitraͤge bei einem neuen Eintritte nur 
vom Anfange des Eintritts-Monats ab, dagegen bei Erhöhung der Verſiche⸗ 
rungsſumme fuͤr das ganze laufende Halbjahr berechnet. Die rechtliche Wir⸗ 
kung des Verſicherungsvertrages beginnt in dieſem Falle mit der Anfangsſtunde 
desjenigen Tages, von welchem das Genehmigungsdekret der Direktion datirt 
iſt, oder, wenn das zur Verſicherung angemeldete Gebäude zu dieſer Zeit noch 
bei einer anderen Sozietaͤt verſichert iſt, mit dem in dem Genehmigungsdekret 
der Direktion zu bezeichnenden Zeitpunkte, wo dieſe Verſicherung ablaͤuft. 

Der freiwillige Austritt aus der Sozietät und die freiwillige Herabſetzung 
der Verſicherungsſumme darf nur halbjaͤhrig mit dem letzten Juni und letzten 
Dezember erfolgen ($. 42.). 

Wird die Löſchung eines Gebäudes oder die Herabſetzung der Verſiche⸗ 
rungsſumme nothwendigerweiſe von der Direktion verfuͤgt, ſo ſind die zeitheri⸗ 
gen Beitraͤge, mit Ausnahme des Falles der doppelten Verſicherung G. 4.) 
und des Brandes ($. 36.), nur bis zum Schluſſe desjenigen Quartals, in 
welchem jene Maaßnahme in Kraft tritt ($$. 3. und 11.), zu erheben. 


$. 7. S 


Die Verſicherungsſumme darf den gemeinen Werth derjenigen Theile des 5) Hohe der 
verſicherten Gebäudes, welche durch Feuer zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt werden kon- Baſchrunges, 
nen, niemals uͤberſteigen. Summe. 

Ar. 5748.) 70* Nur 
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Nur von allen Seiten in der Erde befindliche Grund- und Kellermauern 
find als durch das Feuer nicht zerſtoͤrbar anzuſehen. f 

Auch ein noch im Bau begriffenes Gebaͤude kann ſchon im Voraus bis 
zum vollen Werth, den es nach ſeiner Vollendung haben wird, verſichert wer— 
den. Im Falle eines Brandes wird aber der entſtandene Schaden nur nach 
Maaßgabe des ne Baues vergütet, während der Beitrag ſtets nach 
Hoͤhe der ganzen Verſicherungsſumme zu entrichten iſt. 

Iſt der Bau vollendet, jo bleibt es Sache des Beſitzers, dies nachzu— 
weiſen (F. 9.), um nach einem Brande die volle Verſicherungsſumme vergütet 
erhalten zu koͤnnen. 


H. 8. 


Mit Beobachtung dieſer Beſchraͤnkungen ($. 7.) hängt die Beſtimmung 
der Summe, auf welche ein Gebäaäudebeſitzer bei der Sozietät Verſicherung 
nehmen will, von ihm ſelbſt ab, nur muß dieſe Summe in Wurzeln, das heißt 
in Betraͤgen von zehn Thalern Preußiſch Kurant, abgerundet ſein. 


H. 9. 


Die Ermittelung und Beſcheinigung des gemeinen Werths geſchieht durch 
die Ortspolizei⸗ und die Kommunalbehörde, mit Vorbehalt der Prüfung der 
von der Direktion beſtellten Bezirkskommiſſarien und Sachverſtaͤndigen, nach 
den von der Direktion vorzuſchreibenden Grundſaͤtzen. 

Die Ortspolizei⸗ und die Kommunalbehoͤrde amtiren unentgeltlich. 

Wird von den Ortsgerichten aber die Anfertigung der Deklarationen 
verlangt, ſo gebuͤhren ihnen fuͤr die dreifache Ausfertigung vier Silbergroſchen 
bei Verſicherung einer Gaͤrtner⸗ oder Haͤuslerſtelle und ſechs Silbergroſchen bei 
Verſicherung jedes groͤßeren Gehoͤfts, ſowie einer Fabrikanlage. 

Dieſe Koſten traͤgt der Gebaͤudebeſitzer. 

Wird die neue Deklaration durch eine nothwendig gewordene Herab⸗ 
ſetzung der Verſicherung bedingt, ſo ſind die Ortsgerichte zur unentgeltlichen 
Ausfuͤllung der von der Sozietät zu verabfolgenden Deklarations formulare 
verpflichtet. 

Die Koſten fuͤr die Pruͤfung des Verſicherungswerthes durch den Bezirks⸗ 
kommiſſarius oder durch Sachverftändige werden in der Regel von der Sozie⸗ 
fat und nur dann von dem Gebaͤudebeſitzer getragen, wenn er feine Gebaͤude 
vor dem gewöhnlichen Eintrittstermine (F. 6.) verſichern und deshalb die Pruͤ⸗ 
fung vor dem 1. Mai und 1. November (F. 42.) vornehmen laſſen will. 


$. 10. 


Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ſelbſt nach $$. 8. ff. beſtimmten 
Verſicherungsſumme, als bei der Taxirung iſt auch noch darauf zu achten, daß, 
wenn der Eigenthuͤmer des Gebäudes etwa freies Baumaterial zu fordern be: 
fugt iſt, der Werth deſſelben außer Anſchlag bleibt. 


$ 1. 


* | a 


$. 11. 


Der Direktion ſteht die Befugniß zu, den nach H. 9. ermittelten Betrag 
des zuläffigen Verſicherungswerthes nach ihrem Ermeffen, unter die Taxe herab⸗ 
zusetzen, ſowie ferner jederzeit auf Koſten der Sozietät durch Kommiſſarien 
Reviſionen des Verſicherungswerthes aller oder einzelner Gebaͤude vornehmen 
zu laſſen, und danach die verſicherungsfaͤhig bleibenden Summen feſtzuſetzen 
und die etwa höher verficherten Gebaͤude ſofort auf dieſe Summen herabzuſetzen. 
Auch ſind alle mit den Feuerſozietaͤts⸗Angelegenheiten beauftragte Perſonen 
verpflichtet, ihr beſonderes Augenmerk darauf zu richten, daß die Verſicherungs⸗ 
ſumme, zumal ſolcher Gebaͤude, deren Werth nach der Erfahrung ſchnell ab⸗ 
zunehmen pflegt, niemals den wirklich noch vorhandenen Werth der verſicherten 
Gebäude uͤberſteige. f 
ſch Auf ſolche Faͤlle aufmerkſam zu machen, iſt Obliegenheit aller Ver⸗ 
iche 


rten. 

Wird die Verſicherungsſumme eines neu angemeldeten Gebaͤudes von der 
Direktion unter die Taxe herabgeſetzt, ſo ſteht dem Beſitzer frei, ſeinen Ver⸗ 
ſicherungsantrag zuruͤckzunehmen. Wird die Verſicherungsſumme eines bereits 
verſicherten Gebaͤudes in Folge der Reviſion herabgeſetzt, ſo ſteht dem Beſitzer 
der Austritt im naͤchſten Termine (F. 42.) zu. 


$. 12. 


Jeder kann die bisherige Verſicherungsſumme bis zu dem zuläffigen 6) Exhäpung 
Maximum erhoͤhen oder auch, mit Ausnahme des im H. 3. bezeichneten Falles, und Sab 


bis zu einem willkuͤrlichen Minderbetrage herabſetzen laſſen. nn = Ver 
f ſicherungs⸗ 
$. 13. Summe, 


Die verficherten Gebaͤude werden nach ihrer Bauart und der daraus 7 Rlafffitation 
hervorgehenden Berſchiedenheit der Feuergefaͤhrlichkeit in drei Klaſſen eingetheilt, der Gebäude. 
und zwar begreift die N 


1. Klaſſe alle Gebäude mit maſſiver Bedachung und maſſiven Umfaſſungs⸗ 
waͤnden, einſchließlich der Giebel, 


II. Klaſſe alle übrigen Gebäude mit maſſiver Bedachung, 
III. Klaſſe alle Gebäude, welche nicht maſſive Bedachung haben. 


Unter maſſiver Bedachung wird jede von der Staatsbehoͤrde als feuerfeſt 
anerkannte Bedachungsart verſtanden. 

Bei Gebäuden von verſchiedener Bau⸗ und Bedachungsart beſtimmt der 
feuergefährlichere Theil derſelben die Klaſſe, zu welcher fie gehören. 

Dem Ermeſſen der Direktion iſt es jedoch anheimgegeben, mit Ruͤckſicht 
auf die obwaltenden, die geringere oder groͤßere Feuergefährlichkeit der verſicher⸗ 
ten Gebaͤulichkeiten bedingenden Umſtaͤnde aller Art, die reglementsmaͤßigen 
Aare dae zu ermaͤßigen oder zu erhoͤhen; es darf aber dabei nicht 
unter die Hälfte des Beitrags der erſten Klaſſe hinunter⸗ und der Regel nach 

Ar. 5748.) nicht 


8) Beiträge. 


ve > 


nicht uͤber den dreifachen Betrag des Beitrags der dritten Klaſſe hinausgegangen 
werden, die Direktion muͤßte denn uͤber einen noch hoͤheren Beitragsſatz mit 
dem Eigenthuͤmer des betreffenden Gebäudes beſonders uͤbereingekommen fein. 

Kirchen ſollen in keinem Falle zu einem hoͤheren Beitrage als zur 
Haͤlfte des reglementsmaͤßigen Klaſſenbeitragsſatzes herangezogen werden. 


H. 14. 


Wenn der Verſicherungsſuchende mit der hiernach von der Direktion 
hinſichtlich der Klaſſifikation der Gebaͤulichkeit und des dafür zu erlegenden 
Beitrags getroffenen Entſcheidung nicht einverſtanden iſt, ſo ſteht ihm frei, ſeinen 
Antrag zuruͤckzunehmen. 


H. 15. 


Das Beitragsverhaͤltniß der drei Klaſſen (F. 13.) wird dahin beſtimmt, 
daß auf je Einen Silbergroſchen, welcher in der erſten Klaſſe zu bezahlen iſt, 
die zweite Klaſſe zwei Silbergroſchen und die dritte Klaſſe fuͤnf Silbergroſchen 
beitragen muß. 

Mit Beobachtung dieſes Verhaͤltniſſes werden die Beitraͤge ruͤckſichtlich 
jeder Klaſſe fuͤr jede am Anfange des Halbjahres kataſtrirte Wurzel auf eine 
runde Summe beſtimmt. Bruchpfennige werden dabei fuͤr voll gerechnet. Es 
wird ferner zur Bildung eines Reſervefonds ein Zuſchlag erhoben, welcher je— 
doch Einen Pfennig pro Wurzel in der erſten Klaſſe nicht uͤberſchreiten darf. 
Dieſer Reſervefonds iſt Eigenthum der Sozietaͤt, und Austretende haben daran 
keinen Anſpruch. Er iſt beſtimmt, die Zahlungsverpflichtungen der Sozietät 
auch vor dem Ausſchreiben der Beiträge durch Vorſchuͤſſe zu erfüllen, und darf 
nach dem Befinden des Kommunallandtages auch zur Ermaͤßigung der Beitraͤge 
verwendet werden. 

Bis zu welcher Höhe derſelbe anzuſammeln, und in welcher er zu er⸗ 
halten iſt, beſtimmt ebenfalls der Kommunallandtag. 


H. 16. 


Die Klaſſeneintheilung und das Beitragsverhaͤltniß ($$: 13. und 15.) 
der verſchiedenen Klaſſen koͤnnen von Zeit zu Zeit einer neuen Pruͤfung durch 
den Kommunallandtag unterworfen werden; dabei beſchloſſene Abaͤnderungen 
unterliegen der Genehmigung des Oberpraͤſidenten. 


ES. 17, 


Die Direktion iſt zur Ruͤckverſicherung einzelner Riſikos oder ganzer 
Klaſſen befugt. Die Praͤmien dafuͤr werden aus den allgemeinen Beitraͤgen 
(F. 15.) gedeckt. 


$. 18, 


Befondere . Beiträge werden je nach dem Bedarfe zur Beſtreitung der 
Verwaltungskoſten, und zwar zugleich mit den allgemeinen Beitraͤgen, aber 85 
na 
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nach dem Klaſſenverhaͤltniß ($. 15.), ſondern lediglich nach den Verſicherungs⸗ 
ſummen ausgeſchrieben und erhoben. N 


K. 19. 


Die Feuerſozietaͤts-Beitraͤge (H. 15. 18.) werden halbjaͤhrig, alsbald nach 9 Auzfärd, 
dem 1. Januar und 1. Juli jeden Jahres, postnumerando mit genauer Be u ME 
ſtimmung des Ablaufs der ſechswoͤchentlichen Zahlungsfriſt ausgeſchrieben und e 
das Ausſchreiben durch das Liegnitzer Regierungs-Amtsblatt und durch die 
Kreisblaͤtter veröffentlicht. . 

Die Beiträge werden jeden Orts in der Art, wie es bei den Grund» 
ſteuern uͤblich iſt, von dem Ortserheber gegen Quittung eingehoben und von 
ihm im Ganzen an das Landſteueramt gegen Quittung abgeliefert. Wer die 
Einſammlung bei den Grundſteuern zu bewirken ſchuldig iſt, hat dieſe Pflicht 
auch ruͤckſichtlich der Sozietaͤtsbeitraͤge zu erfüllen. 

Die nach dem Ablauf der Friſt noch verbliebenen Ruͤckſtaͤnde werden gleich 
den Grundſteuerreſten exekutiviſch beigetrieben. Nach fruchtloſem Ausfalle der 
Mobiliar-Exekution iſt dem Reſtanten eine letzte vierwoͤchentliche Zahlungsfriſt 
mit der Androhung zu ſetzen, daß im Falle der Nichtbefolgung ſeine Gebaͤude 
ohne Weiteres im Kataſter geloͤſcht werden wuͤrden. Nach fruchtloſem Ablauf 
dieſer Friſt kann die Direktion letzteres anordnen, es muͤßten denn im Kataſter 
Hypothekenglaͤubiger vermerkt fein, und dieſe ſich zur Zahlung der ruͤckſtaͤndigen 
Beiträge verſtehen (F. 5.). 

Der Beitrag wird bei jedem Ausſchreiben nach den zu dieſer Zeit be⸗ 
kannten Braͤnden des verfloſſenen Halbjahres und mit Hinzurechnung der muth— 
maaßlich vorgefallenen, aber noch nicht angemeldeten Brandſchaͤden abgemeſſen. 


F. 20. 


Wenn waͤhrend der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude oder in 10) Verände 
deſſen Nachbarſchaft irgend Etwas eintritt, wodurch die urſpruͤnglichen Angaben rungen wahrend 
in der Deklaration eine Aenderung erleiden, fo iſt der Verſicherte verpflichtet, der Verſſche⸗ 
der Direktion innerhalb des laufenden Halbjahres davon Anzeige zu machen und rng. 
ſich der durch die etwa vergroͤßerte Feuersgefahr bedingten Erhoͤhung der Bei⸗ 
traͤge zu unterwerfen. Ueber die Anzeige hat die Direktion eine Beſcheinigung 
zu ertheilen. 


$ 21. 


Wird die Anzeige nicht in dem laufenden Halbjahre geleiſtet, ſo muß der 
Verſicherte den vierfachen Betrag der Differenz zwiſchen den geringeren Bei⸗ 
traͤgen, welche er entrichtet hat, und den hoͤheren, welche er haͤtte entrichten 
muͤſſen, als Konventionalſtrafe zahlen. Dieſer Strafbeitrag wird von dem An— 
fange des Halbjahres, in welchem die Anzeige haͤtte gemacht werden ſollen, bis 
zu Ende des Halbjahres, in welchem dieſelbe nachträglich gemacht, oder ander: 
weitig die Entdeckung der vorgekommenen Veränderung erfolgt iſt, jedoch nicht 
Über den Zeitraum von vier Jahren hinaus, gerechnet. 

(Nr. 5748) H. 22. 
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H. 22, 


Dagegen wird zwar die durch die Veränderung vergrößerte Feuersgefahr | 
von der Sozietät vom Anfang mit übernommen, es muß aber auch — außer 
dem Strafbeitrage ($. 21.) — der deshalb etwa zu entrichtende höhere lau 
fende Beitrag vom Anfange des Halbjahres an voll entrichtet werden, in welchem 
die Veraͤnderung ſtattgefunden hat. 


hr H. 23. 


11) Verfahren Wenn ein Feuerſchaden eintritt, duͤrfen mit Ausnahme des zur Beſeiti⸗ 

nach erfolgten gung einer weiteren Feuersgefahr noͤthigen Weg und Aufraͤumens, worauf 

Brandschaden. ſchleunig zu halten, die Materialien der abgebrannten oder niedergeriſſenen Ge⸗ 
baͤude nicht bei Seite geſchafft, noch ſonſt verwendet, auch etwa noch ſtehende 
Gebaͤudetheile außer im Falle eines Gefahr drohenden Einſturzes nicht abge⸗ 
tragen werden, bevor nicht der Bezirkskommiſſarius der Feuerſozietaͤt und in 
dem f 24. bezeichneten Falle auch der Sachverſtaͤndige davon Kenntniß genom— 
men hat. 

Derjenige Verſicherte, welcher dawider handelt, und dadurch die Ermitte⸗ 
lung, ob der Feuerſchaden total oder partiell geweſen, oder die Abſchaͤtzung der 
Schadenquote (H. 25.) vereitelt, erleidet von der feſtgeſtellten Entſchaͤdigung 
einen Abzug, welchen die Direktion bis zum Betrage des vierten Theiles der⸗ 
ſelben beſtimmen kann. 


$. 24. 


Der Brandbeſchaͤdigte muß binnen acht und vierzig Stunden nach dem 
Brande dem Bezirkskommiſſarius von dem Brande Anzeige machen, widrigen⸗ 
falls er denſelben Verluſt an der Brandentſchaͤdigung, wie H. 23. bemerkt iſt, 
erleidet. Der Bezirkskommiſſarius hat laͤngſtens in drei Tagen die Beſichti⸗ 
gung des Schadens zu bewirken. 

Ueberzeugt ſich derſelbe, daß ein Totalſchaden vorliegt, ſo hat er blos 
an Ort und Stelle eine Verhandlung aufzunehmen, wodurch dieſes Reſultat 
feſtgeſtellt wird, handelt es ſich aber um eine partielle Beſchaͤdigung, ſo muß 
von ihm, laͤngſtens binnen anderweiten drei Tagen, bei der Schadenbeſichtigung 
außerdem noch der Sachverſtaͤndige (H. 9.) zugezogen und von Beiden die Ab⸗ 
ſchätzung der Schadenquote ſogleich an Ort und Stelle vorgenommen werden. 
Trifft der Brandſchaden einen Bezirkskommiſſarius ſelbſt, oder iſt dieſer verhin⸗ 
7 Geſchaͤft zu beſorgen, ſo liegen ſeine Funktionen dem Stellvertre⸗ 
ter ob. 


H. 25. 


Die Abſchaͤtzung des Schadens bei partiellen Beſchädigungen hat den 
Zweck, das Verhaͤltniß zwiſchen demjenigen Theile des von der Feuerſozietaͤt 
verſicherten Bauwerths, welcher durch das Feuer und bei deſſen Daͤmpfung 
vernichtet, und demjenigen, welcher in einem brauchbaren Zuſtande geblieben if, 
fefizuftellen. Sie wird alſo nicht auf eine beſtimmte Geldſumme, ſondern un 

me 
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mehr auf die vernichtete Quote des ganzen verſicherten Gegenſtandes gerichtet, 
mithin dadurch ausgeſprochen, welcher verhaͤltnißmaͤßige Theil des Werthes ver⸗ 
nichtet worden. : 

Dabei dient die der Verſicherung des Gebäudes zum Grunde liegende 
Angabe der Abſchaͤtzungskommiſſion (§. 9.) zur Grundlage. 3 

Uebrigens bleibt aber der Sozietaͤtsdirektion die Führung des Beweiſes, 
daß das betreffende Gebaͤude einen geringeren, als den bei deſſen Verſicherung 
angenommenen Werth gehabt hat, vorbehalten, ſo daß, wenn ſie ſolchen fuͤhrt, 
die Sozietaͤt nur auf Höhe des wirklichen Werthes verhaftet und der Beſchaͤ— 
digte ihr die hiernach etwa bereits auf die Brandſchadenverguͤtigung zu viel er⸗ 
hobene Summe zuruͤckzugewaͤhren verpflichtet iſt. 


$. 26. 
Die Abſchaͤtzungskoſten tragt die Sozietät. 


$. 27. 


Bei Totalſchaͤden wird die ganze verſicherte Summe vergütet, und auf 19 aussah 
die etwaigen Ueberbleibſel nichts in Abrechnung gebracht. Vielmehr werden lung der Brand. 
letztere dem Eigenthuͤmer zu den Koſten der Schuttaufraͤumung und Planiruug ſchaden » Ber 
uͤberlaſſen. gütigung. 

Bei Partialſchaͤden erfolgt die Verguͤtigung in derſelben Quote der Ver: 
ſicherungsſumme, als von den verſicherten Gebaͤudetheilen für abgebrannt oder 
vernichtet erachtet worden. 


$. 28. 


Die Brandſchadenverguͤtigung wird für alle Beſchaͤdigung des verſicher— 
ten Gebäudes durch Feuer geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund der Ent⸗ 
ſtehung des Feuers, er beruhe in hoͤherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muth— 
willen, oder in militairiſchen Zwecken im Kriege, oder Aufruhr, darin einen 
Unterſchied macht. 

Jedoch wird fuͤr Kriegsbrandſchaͤden nur dann die Verguͤtigung gewaͤhrt, 
wenn die betreffenden Gebaͤude beim Ausbruch des Krieges bereits ſeit minde— 
ens Einem Jahre bei der Sozietät verfichert waren, oder erſt innerhalb des 
jan Jahres errichtet worden und anderwaͤrts noch nicht verſichert gewe— 
en ſind. 


H. 29. 


Wenn das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorſaͤtzlich verurſacht, oder 
mit ſeinem Wiſſen und Willen oder auf ſein Geheiß von einem Dritten ange⸗ 
legt wird, ſo faͤllt die Verbindlichkeit der Sozietaͤt zur Zahlung der Brand⸗ 
chadenverguͤtigung fort. 

Wegen bloßen Verdachts, daß der Verſicherte das Feuer vorſaͤtzlich ver— 
urſacht habe, darf dieſe Zahlung nur dann vorenthalten werden, wenn der Ver— 
er fo dringend iſt, daß auf den Grund deſſelben die Anklage erhoben 

orden iſt. 

Jahrgang 1863. (Nr. 5748.) 71 Wird 


a 


Wird in dieſem Falle der Verſicherte freigefprochen, fo muß die Zahlung A 


der Brandverguͤtigung erfolgen, im Falle ſeiner Verurtheilung aber iſt die So⸗ 
ietaͤt dem Verſicherten gegenüber dazu nicht verpflichtet, ſondern nur zu der 
im H. 5. angegebenen Schadloshaltung der Hypothekenglaͤubiger. 


$. 30. 


Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten 
ſelbſt, oder von feinem Ehegatten, feinen Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem 
Geſinde oder Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf deshalb die Zahlung der 
Brandſchadengelder von Seiten der Sozietaͤt nicht verweigert oder vorenthalten 
werden. Der Scszietaͤt bleibt aber in ſolchen Faͤllen der Civilanſpruch auf 
Ruͤckgewaͤhr nach den allgemeinen Geſetzen inſoweit vorbehalten, als dem Ver: 
ſicherten erſtenfalls in ſeinen eigenen Handlungen, anderenfalls in der haus⸗ 
väterlichen Beaufſichtigung der vorgedachten Perſonen eine grobe Verſchuldung 
zur Laſt faͤllt. 


8 


Ob und inwieweit fonft die Sozietät von einem Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, Entſchadigung beanſpruchen koͤnne, wird 
nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen beurtheilt. Alle Rechte und 
Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem Verſicherten ſelbſt gegen einen 
Dritten zuſtehen möchten, muß er bis zum Betrage der von der Sozietaͤt ge⸗ 
. Brandſchadenverguͤtigung in Folge der Verſicherung an die Sozietät 
abtreten. 


H. 32. 
Beſchaͤdigungen der Gebäude, welche durch den Blitz, wenn ſolcher nicht 


gezuͤndet, ſondern blos zertruͤmmert bat, hervorgebracht worden, verguͤtet die 
Sozietät, wenn der Blitz das Gebaͤude unmittelbar getroffen hat und die un⸗ 
mittelbare Urſache der Beſchaͤdigung geweſen iſt. 8 
Schaͤden aber, welche durch Pulver- oder andere Exploſionen, durch Erd⸗ 
beben oder aͤhnliche Naturereigniſſe verurſacht ſind, werden nur dann verguͤtet, 
wenn ein ſolches Ereigniß Feuer veranlaßt hat und die Schaͤden ſelbſt alſo 
Brandſchaͤden ſind. Doch ſind auch in dieſem Falle die durch Dampfkeſſel⸗ 
Erplofionen herbeigeführten Schäden von der Verguͤtigung ausgeſchloſſen. 


$. 33. 


Wird ein verſichertes Gebaͤude, mag daſſelbe vom Feuer ergriffen ſein 
oder nicht, durch die Loͤſchung oder Behufs der Loͤſchung oder Hemmung des 
Feuers beſchaͤdigt oder niedergeriſſen, und iſt dies, ſowie daß die Beſchaͤdigung 
für dieſen Zweck nuͤtzlich oder nothwendig geweſen, von der Ortspolizeibehoͤrde 
beſcheinigt, und die Richtigkeit dieſer Angabe von der Direktion anerkannt, ſo 
foll dem Beſitzer deffelben von der Sozietät der erweisliche Schaden nach Ver— 
haͤltniß der Verſicherungsſumme erſetzt werden. 2 

H. 34. 


N e 
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H. 34. 


Die Auszahlung der Verguͤtigungsgelder erfolgt in zwei Hälften. Die 
erſte Haͤlfte wird ſpaͤteſtens zwei Monate nach fan en Brandſchaden, die 
zweite Hälfte aber dann gezahlt, wenn die vollſtaͤndige Verwendung der erſten 
Hälfte zum Bau durch ein Atteſt des Bezirkskommiſſars von dem Brand⸗ 
verungluͤckten nachgewieſen iſt. 


$. 35. 


Die Zahlung geſchieht an den Verſicherten, und darunter iſt allemal der 
Eigenthuͤmer des verſicherten Gebäudes zu verſtehen, dergeſtalt, daß in dem 
Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtuͤcks, worauf das verſicherte Gebaͤude 
ſteht oder geſtanden hat, durch Veraͤußerung, Vererbung u. ſ. w. auf einen 
Andern übergeht, damit zugleich alle aus dem Verſicherungsvertrage entſprin⸗ 
genden Rechte nebſt den gegenuͤberſtehenden Pflichten für übertragen erachtet 
werden. 


$. 36. 


Durch einen Partialſchaden wird die Fortdauer des Verſicherungsvertrages 13) Folge des 
nicht unterbrochen. Durch einen Totalbrand dagegen wird der Verſicherungs- Brandunglücs 
vertrag in Bezug auf das total abgebrannte, oder zur Hemmung des Feuers in Bezug auf 


niedergeriſſene Gebäude aufgehoben, und der Verſicherte ift nur noch zur Fort⸗ zu, a 


entrichtung der Beiträge für das laufende Halbjahr verbunden. a rungs · Vertra 
ges und auf 

die Wiederher⸗ 

$. 37. ſtellung des Ge⸗ 


bäudes. 

Die Wande iſt von dem Brandverungluͤckten lediglich zum 
Bau zu verwenden, dergeſtalt, daß er die zweite Haͤlfte der Brandverguͤtigung 
nicht eher gezahlt erhält, bis er die vollſtaͤndige Verwendung der erſten Hälfte 
zum Bau nachgewieſen hat. Er iſt jedoch weder verpflichtet, dieſelben Gebäude, 
noch die Gebäude an derſelben Stelle zu errichten. Zum Bau eines Gebaͤudes 
auf einem anderen Grundſtuͤcke, als zu welchem das abgebrannte Gebaͤude 
Bbere, darf er die Brandverguͤtigung jedoch nur mit Genehmigung der Sozietäts- 
direktion und nur dann verwenden, wenn die Hypothekenglaͤubiger ihre ſchrift⸗ 
liche Einwilligung dazu geben. Der Brandbeſchaͤdigte muß den Nachweis der 
Verwendung der erſten Hälfte der Brandverguͤtigung zum Bau binnen Jahres⸗ 
friſt, von der Zeit der Empfangnahme ab, fuͤhren, widrigenfalls er zur Er⸗ 
ſtattung derſelben verpflichtet iſt. Die Direktion kann ihm eine längere Friſt 
nur dann gewähren, wenn entweder keine Hypothekenglaͤubiger vorhanden find, 
oder dieſe einwilligen. In beiden Faͤllen kann ſie auch ausnahmsweiſe 1 
Verzicht des Brandbefchädigten auf die zweite Haͤlfte ihn von der Ruͤckzahlung 
der erſten Haͤlfte entbinden. 


F. 38. 


Die Verwaltung der Feuerſozietaͤt ſteht, unter der Oberaufſicht des 10 Beamte 
(Nr, 5748.) TE" Staats, der Sozietät. 


Staats, den Landſtaͤnden des Preußiſchen Markgrafthums Oberlaufiß zu, welche 
zugleich fuͤr die ſichere und reglementsmaͤßige Verwaltung der Feuerſozietaͤts— 
Kaffe Garantie leiſten. Zur Führung der Gefchäfte wird eine Feuerſozietäts⸗ 
Direktion in Goͤrlitz gebildet. 

Die Buch-, Kaſſen- und Rechnungsfuͤhrung wird unter Leitung der 
Direktion dem Landſteueramte daſelbſt uͤbertragen. 

Die Inſtruktionen ertheilt der Kommunallandtag, welcher auch den 
Verwaltungskoſten⸗Etat und die jährlich zu legende Feuerſozictaͤts- Rechnung 
a Die Reſultate der Rechnung werden zur Kenntniß der Intereſſenten 
gebracht. 


H. 39. 


Die Feuerſozietaͤts⸗Direktion beſteht aus dem Landesaͤlteſten der Preußiſchen 
Oberlauſitz als ſtäͤndigem Vorſitzenden und aus vier Mitgliedern, welche nebſt 
vier Stellvertretern für dieſelben von dem Kommunallandtage gewählt werden. 

Der Landesaͤlteſte ſetzt die Beſchluͤſſe der Direktion in Vollzug und iſt 
als ſolcher zur Vertretung der Sozietät bei den Behörden und gegen dritte 
Perſonen legitimirt. 

H. 40, 


Die von dem Landtag feſtzuſtellenden Kautionen der Beamten werden 
an die Landſteuerkaſſe gezahlt, dienen aber zugleich zur Sicherung der Feuer⸗ 
ſozietäts⸗Kaſſe. 

H. 41. 


Zur Beſorgung der kommiſſariſchen Geſchaͤfte werden durch die Direktion 
für jeden Kreis ein oder mehrere Kommiſſarien und Stellvertreter für dieſelben 
beſtellt, welchen die Direktion ihre Auftraͤge ertheilt und deren Remuneration 


fie feftftellt. 


§. 42. 
15) Geſchaͤfts Wer der Sozietät mit dem naͤchſtbevorſtehenden Eintrittstermine als neuer 
gang. Intereſſent beitreten oder die Verſicherungsſumme verändern will, muß die Died? 


fällige Deklaration nach den von der Sozietaͤt unentgeltlich zu ertheilenden 
Formularen in drei Exemplaren bei dem Bezirkskommiſſarius ſpaͤleſtens bis 
zum 1. Mai oder 1. November, und wenn er ganz ausſcheiden will, die An 
zeige davon bei der Direktion fpäreftend bis zum 1. Juni oder 1. Dezember 
einreichen, widrigenfalls, wenn das Geſchaͤft mit Inbegriff der etwa noͤthigen 
Berichtigung der Abſchaͤtzung und Klaſſifizirung vor Eintritt des nächften Auf⸗ 
nahmetermins nicht ganzlich abgeſchloſſen fein kann, er ſich gefallen laſſen muß, 
daß die Verſicherung erſt ſpaͤter beginnt, beziehungsweiſe mit dem naͤchſtfolgenden 
Halbjahr aufhoͤrt. 


$. 43, 


Alle Zahlungen, ohne Unterſchied, werden von ber Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe 
direkt geleiſtet. Bel 
e 


Bei Brandvergütigungen ift, außer der von der Direktion ertheilten An⸗ 
weifung, eine vom Bezirkskommiſſar in Betreff der Legitimation und der Unter⸗ 
ſchrift des Empfängers zu beglaubigende Quittung einzureichen. 


H. 44. 


Beſchwerden uber das Verfahren der Rezepturen oder der Bezirks- 16) Berfahren 
kommiſſarien und anderer Geſchaͤftsfuͤhrer der Sozietät find zunaͤchſt bei der in Bechwerde⸗ 
Direktion und ſchließlich beim Kommunallandtage, Beſchwerden über das Ver⸗ 05 a 
fahren der Direktion aber zuvörderſt bei dem Kommunallandtage und in höherer > 
Inſtanz durch den Oberpräfidenten der Provinz Schlefien bei dem Miniſterium 
des Innern anzubringen. 

$. 45. 


Bei Streitigkeiten zwiſchen der Sozietät und einem Mitgliede 
findet entweder der Rekurs oder der ordentliche Weg Rechtens ſtatt. Der Weg 
Rechtens iſt nur zulaͤſſig, wenn der Streit ſich auf die Frage bezieht, ob der 
(angebliche) Theilnehmer ruͤckſichtlich eines ihn betroffenen Brandſchadens uͤber— 
haupt als zur Sozietät gehörig zu betrachten, oder ihm überhaupt eine Brand⸗ 
ſchadenvergütigung zu verſagen iſt oder nicht. Der Rekurs iſt bei allen 
Streitigkeiten verſtattet. Iſt in einem Falle, wo der Rechtsweg zulaͤſſig, von 
dem Betheiligten einmal der Weg des Rekurſes gewaͤhlt, fo findet der Rechts⸗ 

weg nicht mehr ſtatt. 
H. 46. 


Der Rekurs geht zunaͤchſt an den Oberpraͤſidenten der Provinz Schleſien 
und dann an das Miniſterium des Innern, deſſen Entſcheidung auf dieſem 
Wege die endliche und rechtskraͤftige iſt. Der Rekurs muß binnen einer Praͤ⸗ 
kluſivfriſt von ſechs Wochen, vom Tage der Inſinuation der dem betheiligten 

Intereſſenten vollſtaͤndig bekannt zu machenden bezuͤglichen Feſtſetzungsverfuͤgung 
der Direktion beziehungsweiſe der Entſcheidung des Oberpraͤſidenten, eingelegt 
werden. Die Berufung auf den Weg Rechtens iſt binnen einer gleichen Friſt 
anzubringen. N 

Wo der Weg Rechtens zuläffig und von dem Intereſſenten gewaͤhlt 
worden iſt, muß die Klage innerhalb ſechs Monaten nach dem Ablaufe obiger 
Präkluſiofriſt bei dem zuſtändigen Gerichte angebracht werden, widrigenfalls die 
Feſtſetzungsverfuͤgung der Sozietaͤtsdirektion in Rechtskraft uͤbergeht. ö 


F. 47. 


Spritzen, welche verbrennen, oder beim Feuer durch Einſturz zertruͤmmert 17) Prämten 
werden, vergütet die Sozietaͤt, inſofern fie bei der Loͤſchung des Brandes thaͤtig und Entfhäbir 
5 ſind, auf Grund eines daruͤber von der Polizeibehoͤrde des Orts des genen. 

randes ausgeſtellten Atteſtes, nach ihrem erweislichen Werthe. 


b. 48. 


Fuͤr die erſte, zu einem die Sozietät betreffenden Feuer herbeigeeilte, aus⸗ 
(Nr. 5748.) waͤr⸗ 


A 1 


7 * 


e zahlt die Sozietät als Prämie fuͤnf Thaler, fuͤr die zweite 
zwei Thaler. a 5 
Die Spritze muß jedoch brauchbar geweſen und dies glaubhaft beſchei⸗ 
nigt ſein. a 

Fur ganz außergewöhnliche Loͤſch-Huͤlfsleiſtungen gewährt die Sozietät 
Praͤmien bis zum Betrage von fuͤnfundzwanzig Thalern. 


$. 49. 


Endlich ertheilt die Sozietaͤt demjenigen, welcher den Anſtifter eines an 
einem bei ihr verſicherten Gebaͤude ſtattgefundenen Brandes unter Angabe ſol— 
cher Thatſachen und ſolcher Beweismittel anzeigt, daß derſelbe in Folge deſſen 
wegen Brandſtiftung verurtheilt wird, eine Praͤmie von funfzig bis Einhundert 
Thalern. 

$. 50. 


18) Vorüber . Der Zeitpunkt, mit welchem die vorſtehenden Beſtimmungen des gegen 
gehende Beſim. wärtigen Reglements in Kraft treten, wird nach Beendigung der dazu noͤthi⸗ 
mungen. gen Vorarbeiten auf den gutachtlichen Antrag der Direktion von dem Ober⸗ 

praͤſidenten feſtgeſetzt und iſt von letzterem mindeſtens acht Wochen vorher durch 
das Amtsblatt der Bezirksregierung bekannt zu machen. 


H. 51. 


Die bisherigen, in den Kataſtern eingetragenen Verſicherungen bleiben in 
voller Wirkſamkeit unter denjenigen Aenderungen, welche aus den Beſtimmungen 
des gegenwaͤrtigen Reglements hervorgehen. 


$. 52. 


19) Mobiliar, Die Feuerſozietaͤt erhält das Recht, vom 1. Januar 1864. anfangend, 

Berfiherung. bewegliche Sachen aller Art innerhalb des Ssozietaͤtsbezirks nach den Ber 
ſtimmungen des vorſtehenden Reglements, ſoweit ſolche nicht ausſchließlich auf 
Gebaͤude anwendbar ſind, zu verſichern. 


H. 53. 


„Die der Sozietät für die Gebaͤu de verſicherung 11 9 Portofreiheit , 
ſowie die Befugniß zur exekutiviſchen Einziehung der Beitraͤge finden auf die 
Mobiliarverſicherung keine Anwendung. 


H. 54. 


Die Verwaltung dieſes Geſchaͤftszweiges erfolgt unter Beobachtung des 
Geſetzes vom 8. Mai 1837. uͤber das Mobiliar⸗Feuerverſicherungsweſen durch die 
Sozietaͤtsdirektion und die von ihr in dem Sozietaͤtsbezirke nach Bedarf anzu— 
ſtellenden Geſchaͤftsfuͤhrer. 

Ein Recht auf die Mitwirkung der Staats- und Gemeindebeamten findet 
nicht ſtatt. 

$. 55. 
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$. 55. 


Anträge auf Mobiliarverſicherung werden auf den von der Direktion 
vorgeſchriebenen Formularen zwiefach ausgefertigt. Sie ſind demnaͤchſt der 
Ortspolizeibehörde einzureichen, von dieſer gemäß H. 14. des Geſetzes vom 
8. Mai 1837. zu pruͤfen und, wenn in polizeilicher Hinſicht keine Bedenken 
entgegenſtehen, in einem beſcheinigten Exemplare dem betreffenden. Geſchaͤfts⸗ 
führer, beziehungsweiſe der Direktion portopflichtig zuzuſtellen. 


H. 56. 


ueber die Annahme oder Ablehnung der Verſicherungen beſtimmt die 
Direktion lediglich nach eigenem Ermeſſen. f 
Die Dauer der Verſicherungszeit bleibt der freiwilligen Uebereinkunft 
zwiſchen der Direktion und dem Verſicherungsſuchenden überlaffen. 


H. 57. 


Die Verſicherung tritt in Kraft, ſobald ihre Genehmigung Seitens der 
Direktion, ſowie die Erſtattung der Porto- und Stempelkoſten und die Sicher⸗ 
ſtellung der Sozietaͤt wegen der zu entrichtenden Beitraͤge durch Erlegung eines 
balbjaͤhrigen Normal beitrages als Kaution Seitens des Verſicherungsnehmen⸗ 
den erfolgt ſind. 

\ Bei ſchon beſtehenden Verſicherungen hören die Verpflichtungen der So⸗ 
zietaͤt gegen den Verſicherten mit dem Augenblicke auf, wo derſelbe mit der 
Zahlung des jedesmaligen Beitrags im Ruͤckſtande bleibt. 


§. 58. 


Als Beitraͤge werden fuͤr die Mobiliarverſicherung im Allgemeinen 
dieſelben Saͤtze erhoben, welche fuͤr die Gebaͤude zu entrichten ſind, in denen 
ſich die verſicherten Sachen befinden; werden letztere nicht in Gebaͤuden aufbe⸗ 
wahrt, ſo muͤſſen dafuͤr in der Regel die Beitraͤge der dritten Gebaͤudeklaſſe 
entrichtet werden ($$. 13. und 15.). Doch iſt die Direktion an dieſe Saͤtze 
nicht gebunden, ſondern kann uͤber das Maaß derſelben mit den Verſicherungs⸗ 
ſuchenden ein Uebereinkommen treffen. f 

Im Beſonderen iſt die Direktion befugt, die fuͤr einzelne Gattungen 
von beweglichen Sachen nothwendigen Abweichungen, unter Genehmigung des 
Kommunallandtages, ſowie in Dringlichkeitsfaͤllen der ſtaͤndiſchen Direktorial⸗ 
Deputation oder der ſtändiſchen größeren Ausſchußverſammlung, zu beſtimmen. 


$. 59. 


Wird eine Anzeige, welche nach den Verſicherungsbedingungen die Aen⸗ 
derung der Verſicherung zur Folge haben muß, von dem Verſicherten unterlaſſen, 
ſo hat derſelbe im Fall eines Brandes keinen Anſpruch auf Entſchaͤdigung, es 
ſei denn, daß er ſich nachträglich mit der Direktion über eine anderweite Feſt⸗ 
ſtellung der Verſicherung vereinbart hat. 

(Nr, 5748.) H. 60, 
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$. 60, 


Außer der Verguͤtigung von Brand⸗ und Blitzſchaden, wie ſolche fuͤr 
Gebäude gewahrt wird, leiſtet die Sozietaͤt auch den Erſatz desjenigen Scha⸗ 
dens, der durch erwieſen nothwendiges Ausraͤumen, durch Beſchaͤdigung, Vers 
nichtung und das Abhandenkommen verſicherter Gegenſtaͤnde waͤhrend des 
Brandes verurſacht wird. 


$. 61. 


Im Falle eines Brandes wird die Entſchaͤdigung, welche die Direktion 
im Wege freier Vereinbarung feſtzuſtellen befugt iſt, nachdem letzteres en d— 
guͤltig erfolgt, innerhalb eines Monats an den Verſicherten oder deſſen legi— 
timirte Rechtsnachfolger in einer Summe ausgezahlt. 

Eine Verzinſung derſelben findet vor Ablauf dieſes Zeitpunktes nicht ſtatt. 


$. 62. 


Außer mit dem verabredeten Zeitpunkte erliſcht jede Verſicherung, ohne 
daß es einer Kuͤndigung bedarf, von ſelbſt, ſobald darauf funfzig Prozent der 
Verſicherungsſumme oder mehr von der Sozietät vergütet worden ſind. Ver⸗ 
ſicherungsbeitraͤge erſtattet die Sozietaͤt demnaͤchſt nur in ſoweit, als ſolche uͤber 
das Halbjahr, in welchem die Verſicherung erloſchen iſt, hinaus gezahlt worden 
und nicht zur Deckung etwa nachzuzahlender Beiträge erforderlich find. 


$. 63. 


Die ſonſtigen naͤheren Bedingungen, unter welchen die Verſicherung zu 
gewaͤhren iſt, werden auf Vorſchlag der Direktion durch den Kommunallandtag, 
oder, in deſſen verfaſſungsmaͤßiger Vertretung, durch die ſtaͤndiſche größere Aus— 
ſchußverſammlung mit Genehmigung des Oberpraͤſidenten feſtgeſetzt und auf 
Kofien der Sozietät durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Liegnitz 
und durch die Kreisblaͤtter der Oberlauſitz bekannt gemacht. 


H. 64. 
8 Die zur Ausfuͤhrung vorſtehender Beſtimmungen nothwendigen geſchaͤft⸗ 
lichen Inſtruktionen werden von der Direktion erlaſſen. 
| $. 65. 


20) Schuß. Vom Kommunallandtage beſchloſſene Abaͤnderungen des vorſtehenden 
Beftimmung. Reglements beduͤrfen, ſoweit ſie die Geſchaͤftsordnung betreffen, nur der Ges 
nehmigung des Oberpraͤſidenten. 


Redigirt im Büreau des Staats- Ministeriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


